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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Der Standort Mitholz der Schweizer Armee hat eine bewegte Geschichte. Das sich auf
Gemeindegebiet von Kandergrund (BE) befindliche ehemalige Munitionsdepot gelangte
über die vergangenen Jahre unter verstärkte Beobachtung. 1947 kam es in den Stollen
zu Explosionen, die zu einem Einsturz mehrerer Bereiche des unterirdischen Baus
führten und neun Menschenleben kosteten. Mehrere hundert Tonnen Munition waren
damals explodiert. Daraufhin konnte ein Teil der im Berg verbliebenen Munition
geräumt werden, etliche Tonnen Munition und Sprengstoff mussten jedoch
zurückgelassen werden. Schätzungen zufolge liegen noch etwa 3500 Bruttotonnen
Munition und mehrere hundert Tonnen Sprengstoff in den eingestürzten Anlageteilen.
In den Jahren 1949 und 1986 wurden Risikobeurteilungen vorgenommen, bei denen
festgestellt wurde, dass die Anlage weiter genutzt werden könne, da bei einer allfälligen
erneuten Explosion lediglich mit geringen Schäden zu rechnen sei. Deswegen
verblieben die Truppenunterkunft und ein Lager der Armeeapotheke im regulären
Betrieb.

Mitte 2018 stellte sich heraus, dass die Situation in Mitholz völlig anders aussah als
bisher angenommen. Weil der Standort Mitholz für ein Rechenzentrum der Armee in
die engere Auswahl gekommen war, hatte das VBS eine neue Studie erstellen lassen.
Diese neue Risikobeurteilung veranlasste die Behörden, ganz andere Schlüsse zu
ziehen, als noch rund dreissig Jahre zuvor. Gemäss den Erkenntnissen der
Studienautoren bestehe ein weit höheres Risiko einer erneuten Explosion als bisher
angenommen. So seien Explosionen durch äussere Einflüsse, wie etwa Felsstürze,
weitere Einstürze in der Anlage selbst oder auch Selbstentzündungen keine
unwahrscheinlichen Szenarien. Die daraus resultierenden Risiken für die Anlage und die
Umgebung seien grösser, als bis anhin bekannt gewesen sei, und lägen ausserhalb der
geltenden Regelungen im Umgang mit solchen Risiken. Sofortmassnahmen zu ergreifen
sei gleichwohl nicht notwendig, so ein weiterer Befund der Experten. Aufgrund des
Zwischenberichts der Gutachter war es jedoch angezeigt, das Risiko der Anlage zu
reduzieren, wofür der Bundesrat eine Arbeitsgruppe bilden liess. Weiter wurde
beschlossen, die noch genutzten Bereiche des Standortes – Unterkunft und Apotheke –
unmittelbar zu schliessen. Für weitere Massnahmen sollte der Schlussbericht
abgewartet werden. Gleichwohl beschloss der Bundesrat, die lokale Bevölkerung mit
einem Informationsanlass über die Situation ins Bild zu setzen.

Die kurzfristig anberaumte Veranstaltung stiess auf grosses Interesse.
Verteidigungsminister Guy Parmelin erschien persönlich in Begleitung des Berner
Regierungspräsidenten Christoph Neuhaus (BE, svp) und des Kandergrunder
Gemeindepräsidenten Roman Lanz, um die Bevölkerung aufzuklären. Die
Mitholzerinnen und Mitholzer baten um stetigen Informationsfluss und um Verständnis
dafür, dass die neuen Erkenntnisse für Unmut sorgten. Man habe bereits mit der NEAT
und dem Lötschberg-Basistunnel, wo die Einwohnerinnen und Einwohner teilweise nur
dürftig über auftretende Komplikationen informiert worden seien, schlechte
Erfahrungen gemacht. 
Kurz nach Bekanntwerden der Umstände begannen die Spekulationen. Die Berner
Zeitung befasste sich mit möglichen Lösungen, wobei die Bergung der Munition eine
Variante darstellte. Klar war, dass die Verminderung der Risiken nicht einfach werden
würde. Kritisch wurde dabei die Haltung der Behörden kommentiert, die während
Jahrzehnten nichts unternommen hätten und nur durch die neueren Pläne für das
Rechenzentrum auf die heikle Ausgangslage aufmerksam geworden seien, wie der
Gemeindepräsident von Kandergrund kritisierte. Überrascht ob der Entwicklungen
zeigte sich überdies der Verantwortliche des regionalen Führungsorgans, der nur aus
den Medien von dem veränderten Risikobild erfahren hatte. Andererseits verkündete
kurz darauf die BLS, deren Gleistrassen auf dem betroffenen und gefährdeten Gebiet
liegen, dass für Letztere keine unmittelbare Gefahr bestehe. 

Mit etwas zeitlicher Distanz fand Gemeindepräsident Roman Lanz deutlichere Worte.
«Die Munition muss fort», liess er sich in der Berner Zeitung zitieren, ungeachtet der
Kosten und der Dauer der Beseitigung. Dafür werde man sich bei den Bundesbehörden
einsetzen und den Druck hochhalten. Weitere verzögerte Informationsflüsse würde
man nicht goutieren. Es zeichnete sich ab, dass das «Pulverfass Mitholz» noch für
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Diskussionen sorgen würde, gerade angesichts der Aussagen von Jürg Grossen (glp, BE),
der eine rasche und umfassende externe Untersuchung forderte und bereits im
Sommer 2018 eine entsprechende Motion (Mo. 18.3798) im Nationalrat deponierte. 1

Anfang Oktober 2018 und damit gut zwei Monate nach der ersten Orientierung der
Bevölkerung am gefährdeten Standort Mitholz im Berner Oberland wurde der erwartete
Expertenbericht veröffentlicht. Es stand wenig im Bericht, was nicht zuvor bereits
kommuniziert worden war. Bekräftigt wurde die Einschätzung, dass es keiner
Sofortmassnahmen bedürfe und dass sowohl Durchgangsstrassen als auch die
Bergstrecke der BLS weiterhin genutzt werde könnten. Es brauche jedoch Massnahmen,
um die Risiken mittel- bis langfristig zu beseitigen. Dafür war bereits eine
Arbeitsgruppe gebildet worden, die ihre Tätigkeit im August 2018 aufgenommen hatte.
Weiter wurde seitens des Bundesrats kommuniziert, dass das BAFU einen Bericht
erarbeite, um den Umgang mit der verschütteten Munition zu beurteilen.
Die Kernaussagen des Expertenberichts liessen indes keine Zweifel am Ernst der Lage.
So weise die Risikoanalyse «gemessen an den Beurteilungskriterien zur
Störfallverordnung nicht akzeptable Risiken für die Umgebung aus». Gar «nicht
zulässig» seien die Risiken bezüglich des Sicherheitskonzepts für den Umgang mit
Munition und Explosivstoffen für die Truppenunterkunft und die Armeeapotheke, also
die bestehenden Strukturen im Bereich der Anlage. Die bereits geäusserten
Empfehlungen aus dem Zwischenbericht wurden damit bestätigt: Die Unterkunft und
die Lager der Armeeapotheke seien zu schliessen, es sollten keine weiteren
Bauvorhaben umgesetzt werden, eine Arbeitsgruppe solle eingesetzt werden und es
müssten Massnahmen ergriffen werden, um unbefugten Zutritt zur Anlage zu
unterbinden. 

Die Befunde wurden auch dieses Mal vor Ort der betroffenen Bevölkerung
kommuniziert, wobei auch der zuständige Vorsteher der kantonalen Polizei- und
Militärdirektion, Regierungsrat Philippe Müller (BE, fdp), zugegen war. Der grosse
Publikumsaufmarsch liess erkennen, dass die Sache die lokale Bevölkerung stark
beschäftigte. «Mitholz bleibt gefährlich» titelte «der Bund», der über den
Informationsanlass berichtete. Dort gingen die Wogen hoch. Besonders dafür, dass sie
keinen Zeitplan vorlegen konnten, und weil nicht klar wurde, welche möglichen
Lösungen im Vordergrund standen, wurden die Behörden kritisiert. Die Leiterin der
Arbeitsgruppe entgegnete diesbezüglich jedoch, dass es nicht ehrlich wäre, hier falsche
Versprechen zu machen. Geplant war zu diesem Zeitpunkt einzig, dass bis 2020 ein Plan
zum weiteren Vorgehen vorgelegt werden soll. Die Äusserungen der anwesenden
Verantwortlichen vermochten das Publikum aber nicht zu befriedigen. Kritisiert wurde
auch das VBS, beispielsweise für die langsame Erarbeitung eines Evakuierungsplans
oder für seine lange Reaktionszeit bei gemeldeten Blindgänger-Funden. 

Zwei Monate später folgte eine Orientierung des Kantons Bern und der Gemeinde
Kandergrund. An diesem Anlass wurde der Bevölkerung ein Merkblatt vorgestellt, auf
dem Verhaltensregeln für den Fall einer Explosion festgehalten waren. Dabei handelte
es sich um Vorsichtsmassnahmen, aber auch um Handlungsanweisungen bei einer
nötigen Evakuierung. Ferner wurde der Projektleiter vorgestellt, der mit einem Team die
bis 2020 in Aussicht gestellten Varianten erarbeiten soll. Ebenso wurde über die bereits
getätigten Massnahmen informiert, etwa über den Aufbau von Sensoren zur Messung
von geologischen Veränderungen auf dem betroffenen Gebiet. Auch der Bau einer Not-
Umfahrungsstrasse wurde projektiert. Die Behörden zeigten zudem auf, wie die Lage
weiter bearbeitet und beobachtet werden wird. Konkretere Ideen, wie das zerstörte
Munitionslager aufgehoben werden kann, wurden jedoch auch zu diesem Zeitpunkt
noch nicht präsentiert. 2
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La population de Mitholz a été informée de l'avancement des travaux entrepris dans le
cadre de la réduction des risques liés à l'ancien dépôt de munitions. Le groupe de
travail «Mitholz» recommande, dans son rapport, d'examiner plus en détails six options
ayant pour objectif une élimination partielle ou complète des munitions. Un septième
scénario a tout de même été pensé, dans le cas où ces dernières ne pourraient être
évacuées du site. Le rapport de situation indique également qu'un système permet
actuellement de détecter précocement des changements survenant sur le site et d'en
alerter la population. Suite aux analyses effectuées, aucune contamination de la nappe
phréatique n'a été détectée. La matière explosive contenue dans les munitions reste
encore apte à remplir sa fonction. Les résultats de l'étude approfondie sont attendus
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pour l'été 2020. Au printemps, la population aura déjà la possibilité de s'exprimer sur
les six options.

En avril 2019, les experts de l'institut Fraunhofer, mandatés par l'OFEV pour l'évaluation
de l'analyse de risque réalisée par le DDPS, confirmaient le risque élevé émanant de
l'ouvrage. D'après leurs calculs, les risques décrits dans les scénarios du DDPS sont
plausibles, mais les zones de danger pourraient être réparties différemment. L'OFEV
exige que le risque soit ramené au moins au domaine acceptable visé par les critères
d'appréciation relatifs à l'OPAM. Les résultats de l'expertise devront être intégrés dans
la planification des mesures et les plans d'urgence. 3

Lors d'une séance d'information en présence de la conseillère fédérale Viola Amherd, le
DDPS a lancé la procédure de consultation pour l'évacuation de l'ancien dépôt de
munitions de Mitholz à Kandergrund. Une élimination totale des munitions est
envisagée. Au vu des travaux de préparation et en l'état actuel des connaissances, elle
ne pourrait débuter qu'à partir de 2031, pour un coût estimé à plus d'un milliard de
francs. La population locale serait contrainte de quitter le village au minimum durant
dix ans. Dans l'impossibilité d'une évacuation totale du matériel, l'installation d'une
masse rocheuse représente une alternative. 
La population a jusqu'à fin mars et les autorités jusqu'au 17 avril pour se positionner.
Les résultats de la consultation seront intégrés dans le rapport sur l'évaluation des
variantes, attendu pour la fin juin. En automne, le Conseil fédéral décidera de la marche
à suivre. 4

BERICHT
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De fin février à fin mai, la population et les entrepreneurs de Mitholz et du Kandertal
ont été invités à s'exprimer sur le projet d'évacuation de l'ancien dépôt de Mitholz. Le
système de mesure et d'alarme a été accueilli favorablement. Le plan d'urgence et la
communication des autorités ont été bien notés. L'évacuation exerce une incidence ou
un impact très élevé sur les personnes interrogées. Plus de la majorité a indiqué vouloir
déménager si l'évacuation durait plus d'une année. Il est attendu un soutien et un
dédommagement financier de la part du DDPS en cas de déménagement. Le blocage
des voies de communication n’est, pour la plupart, pas supportable. L'installation
d'ouvrages de protection pour la ligne ferroviaire a reçu une forte approbation, sauf de
la part des personnes directement concernées. S'agissant de la protection des routes,
l'option de creuser un tunnel ou de modifier le tracé pour soulager Mitholz du trafic de
transit est préférée. L’option visant à recouvrir l’installation dans le cas où l'évacuation
complète s'avérerait impossible a été avalisée par environ la moitié des personnes à
Mitholz et les 2/3 à Kandersteg, mais jugée négativement à Kandergrund.
Les avis récoltés seront intégrés au rapport sur le projet d'évaluation des variantes pour
Mitholz, sur lequel le Conseil fédéral basera sa proposition. L'analyse des risques,
effectuée en 2018, sera actualisée en automne. En attendant, le DDPS a effectué des
tests hydrologiques avec des traceurs liquides dans le dépôt, afin d'obtenir des
informations sur les conditions hydrogéologiques prévalant sur le site. Cela permettra
d'inventorier les voies d’écoulement des eaux souterraines et de ce fait, de mieux
définir le chemin par lequel d’éventuelles substances polluantes pourraient se
disperser. 5
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Après consultation, le Conseil fédéral a décidé que les munitions de l'ancien dépôt de
Mitholz devaient être évacuées. Le DDPS a, dès lors, jusqu'à l'automne 2022 pour
planifier l'évacuation et préparer la demande du crédit d'engagement soumise au
Parlement. A titre préventif, il prévoira également le scénario du recouvrement des
restes de munitions, si l'évacuation devait être impossible ou interrompue. De plus, il
soutiendra la population dans la préparation des départs. L'étude du projet, la mise en
œuvre des mesures préalables, les expertises techniques et l'acquisition des premiers
biens fonciers – estimés à CHF 40 millions, seront financés par le budget du DDPS
jusqu'à la promulgation de l'arrêté fédéral. 6
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La conseillère fédérale Viola Amherd a répondu à une lettre ouverte signée par une
soixantaine de personnes au sujet de l'évacuation du dépôt de munitions de Mitholz.
Par souci de transparence, elle propose aux habitant.e.s de la commune des
consultations pour qu'ils obtiennent des réponses à leurs questions et les détails des
scénarios envisagés. Elle a également nommé le conseiller national Albert Rösti (udc,
BE) pour présider le nouveau groupe d'accompagnement, chargé d'assurer le suivi
critique du projet et l'implication des groupes d'intérêts externes.

Les tests hydrologiques réalisés à l'aide de traceurs, effectués le 11 mai 2020, visaient à
déterminer les conditions hydrogéologiques à l'intérieur et à l'extérieur du dépôt de
munitions. Les résultats indiquent une faible infiltration dans les eaux souterraines.
S'agissant des résultats liés à la surveillance des eaux souterraines, des traces de TNT
ont été observées à des concentrations infimes dans le Stägebach, dans la Kander et
dans d'autres lieux de prélèvement. De ce fait, l'OFEV et le DDPS informent que les
restes de munitions n'ont actuellement aucun effet nocif ou nuisible sur
l'environnement. A l'avenir, des examens complémentaires et des investigations
techniques dans le domaine de l'hydrogéologie sont prévus. 7
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